
Hildesheim. Als dem Rat der Stadt
Hildesheim 2018 die Entscheidung
über den Bau der Monoklär-
schlamm-Verbrennunganlage zur
Abstimmung vorlag, wurde das
Thema in der Öffentlichkeit kaum
wahrgenommen, und auch im Rat
selbst gab es seinerzeit keine aus-
schweifenden Debatten. Nun, da
die Betreiberfirma KNRN mit der
Anlagenplanung beginnen will und
nur noch auf die Übertragung des
Hafen-Grundstücks wartet, bewegt
das Thema Bürger und Politiker wie
kaum ein zweites.

„Wir wollen und müssen die Be-
denken der Bürger ... ernst nehmen
und uns damit auseinandersetzen.
Dies gilt ebenso für die klare ableh-
nende Haltung der Ortsräte Him-
melstür, Nordstadt, Drispenstedt
und Stadtmitte gegen die Errich-
tung der Anlage“, räumt Frank
Wodsack, Vorsitzender des CDU-
Stadtverbandes, nun ein, nachdem
sich der Arbeitsausschuss des CDU-
Stadtverbandes noch einmal „mit
der gesamten Thematik als auch mit
der Vorlage intensiv beschäftigt“
habe. Dem Gremium gehören Mit-
glieder des Stadtverbandsvorstan-
des, die Ortsverbandsvorsitzenden
unddieCDU-Ortsbürgermeisteran.

Der Arbeitsausschuss kritisiert,
dass es kein schlüssiges Verkehrs-
konzept gebe, Bürger „erheblich
durch Gerüche und gegebenenfalls
Schadstoffe“ gestört werden könn-
ten, zudem sei die Standortauswahl
nicht ausreichend transparent ge-
wesen und die Ortsräte seien „nicht
angemessen“ beteiligt worden.
„Wir würden uns weiterhin wün-
schen, wenn die Anlage, wie in der
Ursprungsvorlage im Dezember
2018 durch die Betreibergesell-
schaft dargestellt und auch vorgese-
hen, deutlich kleiner dimensioniert
umgesetzt werden würde“, so Den-
nis Münter, der sich gerade um den
Posten des Oberbürgermeisters be-
wirbt.

„Transparenz und Bürgerbeteili-
gung sehen anders aus “, kritisiert
Karsten Wussow, der für die CDU im
Ortsrat der Nordstadt sitzt. Zudem
fürchtet die CDU, dass die Stadt
sämtliche Einflussmöglichkeiten
„endgültig“ aus der Hand gibt, soll-

te die KNRN erst über das Grund-
stück verfügen.

Der Arbeitsausschuss fordert da-
her die Verwaltung auf, den Fraktio-
nen sowohl den Entwurf des Erb-
baurechtsvertrages als auch den
Entwurf einer vertraglichen Zusatz-
vereinbarung zur Verfügung zu stel-
len, in dem die Stadt der KNRN Auf-
lagen für den Betrieb der Anlage
macht. Diese Vereinbarung war auf
Drängen von SPD und Grünen zu-
letzt in einigen Punkten verschärft
worden.

Für die Ratssitzung am kommen-
den Montag, in der der Rat über die
Grundstücksübertragung abstim-
men soll, liegt die geänderte Be-
schlussfassung vor. So muss die
KNRN sicherstellen, dass von der
Anlage „für die Schutzgüter

Mensch, Luft, Wasser, Flora, Fauna,
Habitat“ keine zusätzlichen Belas-
tungenausgehen,derLKW-Verkehr
gegenüber dem bisherigen „Worst-
Case-Szenarium“ummindestens30
Prozent oder 3400 Bewegungen
jährlich reduziert wird, indem Mate-
rial auf Schiff oder Bahn verlagert
oder durch Vortrocknung die Masse
entsprechend reduziert wird. Zu-
dem darf kein Verkehr über den
Himmelsthürer Linnenkamp laufen,
was die KNRN zu überwachen hat.
Die Anlage darf danach zudem die
jetzige geplante Kapazität von
33500 Tonnen nicht überschreiten.

All dies muss parallel zum Erb-
baurechtsvertrag abgesichert wer-
den. Käme es zu einem Vertrags-
bruch, müsste entweder eine Rück-
trittsklausel vom Erbbaurechtsver-

trag greifen oder aber eine Strafzah-
lung fällig werden, so die Beschluss-
vorlage.

Angesichts dieser „für Hildes-
heim sehr wichtigen Entscheidung“
dürfe keine Eile geboten sein, meint
die CDU nun. „Ohne die Zurverfü-
gungstellung der vertraglichen
Unterlagen und der Möglichkeit,
diese ausreichend zu prüfen, kann
eine Entscheidung am kommenden
Montag bereits unter diesen Ge-
sichtspunkten nicht seriös getroffen
werden“, sindsichFraktionschefUl-
rich Kumme und Wodsack einig.

In einem „öffentlichen Brief“
meldet sich unterdessen die Robert-
Bosch-Gesamtschule zu Wort. Das
Schreiben ist von Tobias Dehmel,
Vorsitzender des Schulelternrates,
und Luca Itau, Schülervertretung,

unterzeichnet. Die Anlage könne
„die Gesundheit von Schülern vieler
Schulen in Hildesheim schädigen“,
heißt es darin. Schadstoffe befänden
sichdann„direkt inderAtemluftdes
Einzelnen“.

Das Papier zitiert die beiden
KNRN-Geschäftsführer Erwin Voß
und Jens Manthey mit Mengenan-
gaben zum angeblichen Schadstoff-
ausstoß der Anlage. Tatsächlich be-
ziehen sich die genannten Zahlen
aber auf rechtlich zulässige Höchst-
grenzen. Wiederholt haben die
KNRN-Chefs auf Messprotokolle
einer vergleichbaren Anlage in
Hamburg verwiesen, die belegen,
dass die zulässigen Grenzwerte
deutlich unterschritten werden.

„Weiterhin ist zu bedenken, dass
bei Regenwetter die Giftstoffe direkt

Schüler machen Front in Sachen Klärschlamm
Kurz vor der Entscheidung nimmt die Diskussion um die Anlage weiter Fahrt auf / SPD und Grüne bestürzt über Brief

in der näheren Umgebung ausge-
spültwürden“,schreibendieVerfas-
ser, erwähnen aber nicht, dass die
Schadstoffe bereits im Klärschlamm
enthalten sind und bislang ungefil-
tert auf die Äcker gebracht worden
sind. Schließlich bekennen sich die
Verfasser als Befürworter einer Py-
rolyse-Anlage.

Die Fraktionsvorsitzenden der
GrünenundSPDimRat,UlrichRäbi-
gerundBerndLynack,äußertensich
„bestürzt“ über „die Vermengung
von falschen Zahlen, Fehlinforma-
tionen und Weglassungen in dem
Flugblatt des Elternrates und der
Schülermitverwaltung der RBG“.

„Hildesheim produziert jährlich
2800 Tonnen Klärschlamm. Der ent-
hält 4400 Kilogramm Schwermetal-
le, 19 Milligramm Dioxine und 1,5
Kilogramm Quecksilber. Diese gifti-
gen Stoffe wurden bis vor kurzem
zum großen Teil auf Felder aufge-
bracht,undbeiWindundtrockenem
Wetter wehten von den Feldern in
der Umgebung Hildesheims diese
hohen Schadstoffmengen durch die
Luft oder wurden von Pflanzen auf-
genommen, die wir dann wieder
verzehren. Genau diese schleichen-
den Vergiftungen wollen wir stop-
pen.“

Demgegenüber werde die neue
Anlage bei einer Gesamtmenge von
33 500 Tonnen Klärschlamm das ge-
samte enthaltene Schwermetall um
99,9Prozent reduzieren(Rest:3,7Ki-
logramm), Dioxine um 98,3 Prozent
(Rest: 0,3 Milligramm) und Queck-
silber um 52 Prozent (Rest: 0,7 Kilo-
gramm). Die im Flugblatt veröffent-
lichten Restmengen seien, so Räbi-
ger, völlig aus der Luft gegriffen.
„Allein die angeblichen Dioxinwer-
te sind 63-mal höher als in der Reali-
tät.“

Das Flugblatt übernehme „völlig
ungeprüft in weiten Teilen die be-
kannte, zum Teil völlig falsche und
stimmungsmachende Argumenta-
tion der Bürgerinitiative“. Als Partei,
die aus der Bürgerinitiativbewe-
gung entstanden ist und grundsätz-
lich kritisch technische Großanla-
gen prüft, könne er die ersten spon-
tanen Abwehrreaktionen verste-
hen, so Räbiger. Jetzt lägen aber ge-
nug Informationen auf dem Tisch,
um zu einem sachlichen Dialog zu-
rückzukehren.

Von Marita Zimmerhof

An der Robert-Bosch-Schule demonstrieren Schüler gegen die geplante Klärschlamm-Verbrennungsanlage. Foto: Markus redlin

Komplexzuwuchtig,dieStadt
habe den Denkmalschutz für
die benachbarte Magdale-
nen-Kirche und deren frühe-
res Kloster außer Acht gelas-
sen.

Wann der Konflikt vor dem
Oberverwaltungsgericht in
Lüneburg behandelt wird,
steht noch nicht fest: Ein Ter-
min für die mündliche Ver-
handlung lasse sich nicht ab-
sehen, sagte Gerichtsspre-
cher Heiko Leitsch der HAZ;
beimzuständigen1.Senatsei-
ennochzahlreicheältereNor-
menkontrollklagen anhän-
gig. Aufschiebende Wirkung
hat die Klage zwar nicht; man
sehe das Verfahren auch „un-
kritisch“, sagte kwg-Projekt-
leiter Milano Werner der
HAZ. Ohne Baugenehmi-
gung kann die kwg allerdings
nicht anfangen, den Gebäu-
dekomplex zu errichten.
Wann mit der Erlaubnis dafür
zu rechnen ist, wollte Rat-

Auf diesemGrundstück in der
Mühlenstraßewill die kwg ein
Gebäudemit zwölf altenge-
rechtenWohnungen bauen. Im
Hintergrund ist das Insel-Café
zu sehen. Foto:JuliaMoras

haussprecher Helge Miethe
auf Anfrage nicht sagen: Die
Stadt gebe zu privaten Vorha-
ben grundsätzlich keine Aus-
kunft.

Klar ist: Die kwg hat be-
schlossen, die zwölf Wohnun-
gen erst zu verkaufen, wenn
deren Bau abgeschlossen ist.
In der Regel wählen Investo-
ren die umgekehrte Reihen-
folge, weil sie dann mögliche
Kredite schneller zurückzah-
len können. Doch in diesem
Fall gebe es durch die Finan-
zierung kein Risiko, betont
Projektleiter Werner: Die Zin-
sen seien niedrig, die Nach-
frage nach den Wohnungen
sei sehr groß. So gebe es 140
Interessenten – was bedeutet,
dassdiekwgsicher ist,dieAp-
partements (sie sind zwischen
70 und 130 Quadratmetern
groß, verteilt auf zwei bis vier
Zimmer) auf jeden Fall an den
Mann zu bringen.

Als Hauptargument für
den neuen Fahrplan nennt
Werner allerdings einen an-
deren Vorteil: Bei der Reihen-
folge Bauen vor Vertrieb ver-
meide die kwg, auf Sonder-
wünschederKäufereingehen
zu müssen. „Das kann sonst
ein beträchtlicher Aufwand
sein, wie wir bei anderen Pro-
jekten erfahren haben“, er-
klärt Werner. Die reine Bau-
zeitschätzterauf16bis18Mo-
nate; wann dann genau der
Verkauf der Wohnungen star-
tet, will die kwg zum gegebe-
nen Zeitpunkt entscheiden.

kwg kommt noch nicht
voran an der Bischofsmühle

Firma wartet auf Baugenehmigung und will die geplanten
zwölf Wohnungen erst verkaufen, wenn diese fertig sind

Hildesheim.DasBauvorhaben
der Kreiswohnbaugesell-
schaft (kwg) in der Mühlen-
straße kommt nicht voran:
Eigentlich wollte das Unter-
nehmen in diesem Monat da-
mit beginnen, die zwölf alten-
gerechten Wohnungen zu
vermarkten, die es auf dem
Grundstück gegenüber dem
Insel-Café errichten will.
Doch noch steht die Bauge-
nehmigung der Stadt aus. Un-
abhängig davon hat die kwg
nun den Ablaufplan verän-
dert: Sie will entgegen ihrer
ursprünglichen Absicht zu-
nächst den Gebäudekomplex
fertig bauen und erst dann
den Vertrieb der Wohnungen
starten.

Die kwg betreibt das Mil-
lionen-Vorhaben bereits seit
mehreren Jahren, sie muss
dabei immer wieder mit Wid-
rigkeiten kämpfen. So kam
dem Unternehmen anfangs
eine Abwasserleitung in die
Quere,die nicht in den Plänen
für das Gelände eingezeich-
net war – allein dies habe acht
bis zehn Monate gekostet, be-
richtetMilanoWerner.Dienö-
tige Bebauungsplanände-
rungzogsichüberzweiJahre,
in diesem Zuge gab es Vorbe-
halte mehrerer Anlieger.

Von denen hat einer, der
Eigentümer des Insel-Café-
Grundstücks gegenüber, die
Planänderung juristisch an-
gefochten: Ihm ist der kwg-

Von Rainer Breda
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